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Gegen Rassismus und rechte Hetze –  

unsere Alternative heißt soziale Gerechtigkeit! 

Wir erleben derzeit einen gesellschaftlichen Rechtsruck. Rechte Organisationen und Parteien 
gewinnen zunehmend an Einfluss. Die Kräfteverhältnisse verschieben sich, antirassistische 
Tabus brechen. Rechte Gewalt nimmt neue Ausmaße an. Rechte Aufmärsche sind an der Ta-
gesordnung. Mit der Normalisierung der AfD geht zugleich eine Radikalisierung einher. 

Zum ersten Mal seit vielen Jahrzehnten sitzen mit dem Einzug der AfD auch wieder Nazis im 
Bundestag. Die AfD ist keine normale, demokratische Partei. Die AfD schürt Rassismus gegen 
Geflüchtete und Muslim*innen, macht sie für alle gesellschaftliche Übel verantwortlich – von 
Armut bis sexueller Gewalt. Sie ist die geistige Brandstifterin von tausenden von rechten An-
griffen auf Geflüchtete, Muslime und andere. Wir müssen feststellen, dass die AfD in diesem 
Land vor allem vermittels der Union schon »mitregiert«. Die Umsetzung von rassistischen 
Stammtisch-Parolen gegen Geflüchtete besonders von CDU/CSU in reale Politik sowie die 
alltägliche Hetze in den Medien gegen Geflüchtete führen uns ständig vor Augen: Rassismus 
ist kein Randgruppenphänomen oder beschränkt auf eine vermeintlich isolierte, extremisti-
sche Minderheit in der Gesellschaft. 

Die AfD gibt vor, die Rechte von Jüdinnen und Juden zu verteidigen und hat zahlreiche Anti-
semiten in ihren Reihen. Sie stellt das Gedenken und die Erinnerung an die Verbrechen des 
Nationalsozialismus in Frage und propagiert einen völkischen Nationalismus.   

Die AfD spielt sich als Hüterin von Frauenrechten auf, nur um Rassismus zu verbreiten, und 
stellt gleichzeitig die erkämpften Rechte von Frauen in Frage. Sie bekämpft das linke Erbe der 
1968er- Bewegung und will die Zeit wieder in die 1940er und 50er Jahre zurückdrehen. Mit 
ihrem völkisch-nationalistischen Welt- und Familienbild stellt sie sich gegen Feminist*innen 
wie gegen die Vertreter von Minderheitenrechten, wie etwa Migrant*innen, Menschen mit 
Behinderung und LGBTTIQ*-Menschen.  

Sie gibt sich als Partei der kleinen Leute aus, macht aber tatsächlich Politik für Besserverdie-
nende und Vermögende. 

Die AfD ist der Kristallisationspunkt der extremen Rechten in Deutschland und entwickelt 
sich immer weiter nach rechts. Nationalisten, Rassisten, Antisemiten und Holocaust-Leugner 
haben erneut Auftrieb und nun eine Plattform – auch in vielen Parlamenten. Es gibt keine Ab-
grenzung mehr nach rechts außen: Das Parteiausschlussverfahren gegen Höcke wurde de-
monstrativ fallen gelassen. Die zahlreichen Nazi-Skandale in der Partei haben keinerlei Fol-
gen. Der neofaschistische »Flügel« wird vom national-konservativen Teil der AfD akzeptiert 
und kann in der Partei ungestört aufbauen und setzt vermehrt auf Straßenmobilisierungen  – 
mit Pegida, den Identitären und Neonazis. Das ist brandgefährlich. Wir müssen uns als Richt-
schnur unseres Handelns vor Augen halten: Die Gefahr dass, eine rassistische Massenbewe-
gung entsteht, die zur Bedrohung für alle wird, die nicht in ihr völkisches Weltbild passen, ist 
real. Dagegen gilt es kompromisslos zu mobilisieren. 
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Für uns steht fest: Wir benötigen heute eine »Einheitsfront aller antifaschistischen Kräfte«, 
also ein Bündnis, das neben der Antifa, Gewerkschaften, SPD und Grünen auch bürgerliche 
Kräfte umfasst.  

Durch eine antifaschistische Massenbewegung können wir die AfD gesellschaftlich isolieren 
und zurückdrängen und ein gesellschaftliches Klima schaffen, das es der CDU/CSU er-
schwert, mit der AfD zu kooperieren.  

Die Linke hat eine darüber hinausgehende politische Aufgabe: Es muss durch DIE LINKE aus 
diesem Bündnis heraus deutlich werden, dass es einen progressiven Teil der Gesellschaft 
gibt, der sich gegen Rassismus engagiert, der dort aber nicht Halt macht, sondern bessere 
Bedingungen für alle fordert. Es muss sich dabei um eine Gegenbewegung handeln, die sich 
sowohl der Regierungspolitik als auch Prekarisierung, Wohnungsmangel, Rassismus, Sexis-
mus und Perspektivlosigkeit entgegenstellt.  

Im Gegensatz zu bürgerlichen Parteien, aber auch der SPD wissen wir, rechten Positionen 
kann man nicht begegnen, indem man den Rechten entgegenkommt. Nur eine Linke, die ras-
sistischen Forderungen unzweifelhaft und eindeutig entgegentritt und dies mit sozialen Forde-
rungen verknüpft, kann die Stärke gewinnen, die nötig ist, um die AfD und die rechte Formie-
rung der Gesellschaft zurückzudrängen. Unsere Antwort auf den sich zunehmend braun ein-
färbenden Kapitalismus muss die Aufklärung sein, wer ursächlich für die stetig prekärer wer-
dende Lage die Verantwortung trägt. Das schließt ein, wieder und wieder darauf zu verweisen, 
dass sofort mehr Geld da wäre für das Bewältigen sozialer Aufgaben. Wir müssen vor Ort wie-
der mehr zur Kümmererpartei werden und als außerparlamentarische Kraft wahrnehmbarer.  

Den Rechtsruck stoppen! 

� Die AfD hat in uns ihre entschiedenste Gegnerin. Wir wenden uns gegen die Normalisie-
rung der AfD. Wir bekräftigen die Beschlüsse von Parteivorstand und Bundestagsfraktion 
und treten öffentlich für einen Kurs der strikten Abgrenzung ein, der im Idealfall in einer 
politischen Isolierung der AfD endet. Gegen den Rechtsruck brauchen wir viele, massen-
hafte und breite Proteste, um AfD und rechte Ideologie zurückzudrängen. 

� DIE LINKE bietet den alten und neuen Hetzern Paroli – in den Parlamenten und auf den 
Straßen – ob in der Stadt oder auf dem Land, ob in Kandel oder in Berlin: DIE LINKE mobi-
lisiert breit gegen rechte Aufmärsche und Aktivitäten.  

� Wir klären auf gegen rechte Parolen. Geflüchtete, Muslime oder Juden dürfen nicht zu 
Sündenböcken für Probleme werden, die ihre Ursache im Kapitalismus haben. DIE LINKE 
beteiligt sich weiterhin an der Bündnis-Kampagne »Aufstehen gegen Rassismus«, an den 
Stammtischkämpferausbildungen, der Aufklärungskampagne gegen rassistische Parolen. 

� Wir unterstützen zudem die Proteste gegen den AfD-Bundesparteitag in Augsburg am 30. 
Juni 2018. Denn die AfD will den Parteitag nutzen, um im Vorfeld der Landtagswahlen in 
Bayern ihre rechte Hetze zu verbreiten. Wir wollen ein sichtbares, buntes Zeichen des Pro-
tests und der Solidarität dagegen setzen. 

� Wir beteiligen uns an der Aktionskonferenz von »Aufstehen gegen Rassismus« am 31. Au-
gust bis zum 2. September in Frankfurt am Main, um uns bundesweit im Bündnis mit ande-
ren über Strategien gegen Rechts auszutauschen und zu vernetzen. Wir unterstützen den 
»Rock gegen Rechts« am 1. September in Frankfurt am Main, der von einem breiten Bünd-
nis organisiert wird.  
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� Wir kämpfen für ein starkes Ergebnis der LINKEN bei den Landtagswahlen in Bayern am 
14. Oktober und in Hessen am 28. Oktober. Und wir kämpfen gemeinsam mit vielen für ei-
ne Niederlage der AfD.  

� Bei den Europawahlen sowie den Kommunalwahlen und den Landtagswahlen in Bremen, 
Brandenburg, Thüringen und Sachsen 2019 stehen wir angesichts des Aufstiegs von rech-
ten Parteien in vielen Ländern Europas für grenzenlose Solidarität gegen Kapitalismus und 
Ausgrenzung. Unsere Alternative heißt soziale Gerechtigkeit – gegen Rassismus und rech-
te Hetze! 

 


